
Bürgerkrieg“ in Ostberlin
Belriebskaiapigruppen spielten mit dem Feuer

W as an diesem. Wochenende in  Ostberlin und anderen Zonen- 
stüdten über d ie Bühne g ing, w ird  sich künftig  in  Monats
abständen w iederholen: D ie  „Betriebskam pfgruppen“ der SED 
sind von der reinen W affenausbildung zur Bürgerkriegsübung 
übergegangen. W e r  d ie  m anovem iäßigen Straßenkämpfe in 
Ostberlin beobachtet hat, schwankte zwischen H eiterkeit und 
Empörung. Denn hinter der ze itw e ilig  zu Lach tränen rührenden 
K u lisse stand da« mahnende Beispiel von Budapest. Dem kom
munistischen Bürgerkriegssp iel la g  die Annahme einer ähn
lichen Kam pfhandlung zugrunde. Trotzdem  beging die SED — 
selbst aus ihrer Perspektive —  einen verhängnisvollen psycho
logischen Feh ler

Um eine „Echtheit“  des 
Kam pfspiels zu erreichen, setzte 
man K&mpfgruppexmiitglieder 
sowohl als „Regierungstreue“ 
w ie  auch als „Konterrevolu tio
näre“  ein. Somit standen sich 
A rbeiter verschiedener Ostber
liner Betriebe m it fast gleich
w ertiger Bewaffnung A uge in 
Auge gegenüber. Gew iß —  man 
machte sich einen Jnx daraus, 
aber vie le erkannten zum ersten 
M ale den möglichen Ernst der 
Situation:

D ie E in teilung in  „K am p f
gruppen“ und „konterrevolutio
näre Banden“ , nur noch durch 
rote und blaue Arm binden
unterschieden, w ar zu simpel, 
um nicht Bedenken zu erregen. 
Teder betrachtete insgeheim  sei- 
.en Nachbarn in  der gleichen 

Schützenlinie und frag te  sich be
klommen: „W enn das hier
W irklichkeit wäre, auf welcher 
Seite würdest du w ohl stehen?“

Erinnerung: an Budapest
Im m er w ieder eilten die Ge

danken zurück zu den Gescheh
nissen von Budapest. D er V er
gleich w ar zu deutlich. D ie zum 
Sturm auf die „von Aufstän
dischen besetzten Regierungs
gebäude“ antretenden K am pf- 
gruppen-M itglieder sahen sich 
in jeder Phase des Gefechtes 
unwillkürlich in der R o lle  jener 
ungarischen Freiheitskäm pfer, 
die in Budapest die Rundfunk
station, das Parlam ent und die 
Gefängnisse der Geheimen

Staatspolizei erobert hatten. Am  
peinlichsten wurde der V er
gleich fü r jene Lichtenberger 
A rbeiter, d ie unter dem Feuer
schutz e in iger „regierungs
treuer“  Panzerspähwagen zum 
A n griff auf das alte Po lize ip rä 
sidium in  der Dircksenstraße 
schritten. W ußten sie etwa 
nicht, daß sich nur hundert 
M eter entfernt, hinter Ruinen 
das SSD-Gefängnis Dircksen
straße befand?

Straßsnkampf gegen wen ?
W er die Gesichter der K am pf

gruppen - Angehörigen sah, 
mußte erkennen: W ahnw itzige 
hatten dieses Spiel anberaumt! 
Gerade dies waren doch die 
Leute, die im F a ll eines A u f
standes die SED -Regierung hin
w egfegen  würden! Manche A r 
beiterfaust, die —  den F in ger 
am Abzug einer Maschinen
pistole —  die Tü r eines kommu
nistischen Dienstgebäudes auf
stieß, würde diese Tü r im 
Ernstfa ll wriederfinden . . .

A ber auch der taktische E in
satzplan mußte zu denken g e 
ben. „Konterrevolutionäre Ban
den“ bildeten W iderstandsnester 
im Stadtzentrum und versuch
ten. sich zu „größeren K am pf
einheiten“ zu vereinigen. Gegen 
wen konnte sich eine solche 
Übung richten. Gegen eine „Be
drohung aus W estberlin “ ? Der 
P lan  basierte auf der Annahme 
eines bereits weitgehend nieder
geschlagenen Volksaufstandes. 
D ie „Konterrevolu tionäre“ w a

ren jene A rbeiter und M itbür
ger, die auch am 17. Juni 
öffentliche Gebäude besetzt und 
die SSD-Wachen aus ihnen ver
trieben hatten. Damals kamen 
der SED die Sow jetpanzer zu 
H ilfe , diesmal sollen die O^t- 
berliner Betriebsarbeiter gegen 
ihre eigenen Ko llegen , vie lleicht 
aus dem eigenen Betrieb, m it 
Maschinengewehren vorgehen.

W ie  das aussehen würde, durf
ten sie nun m anöverm äßig er
leben. Auch im  „Spaß“ ist es 
ein eigenartiges Gefühl, seinen 
K o llegen  und M itbürger über 
K im m e und K o rn  einer M a
schinenpistole anzuvisieren. W er 
das Denken über a ll dem vielen 
Politunterricht noch nicht ganz 
verlernte, w ird  um gew isse 
Überlegungen kaum umhin ge 
kommen sein. D ie  SED hat 
keine „V erteid igu ngslin ie“ ent
lang der Sektorengrenze auf- 
ziehen lassen. Der „F e in d " kam 
aus dem eigenen L a ge r ! Und in 
H a lle und all den anderen Zo- 
nenstäd'ten, wo es keine „aus 
dem W estsektor eingesickerten 
bewaffneten Konterrevolu tio
näre“ geben konnte, gegen wen 
haben die SED-Betriebskam pf- 
gruppen in diesen Orten ge
kämpft.

Auch eine Wahlkampagne 
Nicht ganz unabsichtlich fiel 

diese Veranstaltung m itten in 
die „W ahlkam pagne“ der SED. 
Auch die Drohung m it dem T e r
ror gehört in diesem Jahr zur 
kommunistischen W ahlpropa
ganda. Der B ürger soll erken
nen: Es ist aussichtslos, gegen 
dieses Regim e aufzubegehren! 
A ber dieser B ürger hat beob
achten gelernt, und an jenem  
Wochenende kamen ihm beim  
Anblick der stürmenden A rb e i
ter ganz eigenartige, und von 
der SED keinesfalls beabsich
tig te  Gedanken . . 8
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UHA8HRKGiGE ZEITUNG fÜR CfUTSCHlANO

üer deutsche 
Atomstreit

D T .  W enn am Ausgang des 
zweiten W eltkrieges Stalin statt 
der Amerikaner allein über die 
ersten Atombomben verfügt 
hätte, dann sähe die W e lt heute 
anders aus, —  sie wäre unter 
sowjetischer Herrschaft in 
Knechtschaft „befriedet". Das 
w äre jedenfalls das Schicksal 
Europas geworden, dessen Un
terwerfung eines der Nach
kriegsziele Moskaus gewesen 
ist. N ur das Dasein der Atom 
bombe im ausschließlichen Be
sitz der U SA hat uns w ahr
scheinlich vor diesem Schicksal 
bewahrt. Der brutale sow je
tische D iktator hätte sich sicher 
m it sentimentalen Betrachtun
gen über die W irkungen dieser 
furchtbaren W affe nicht lange 
aufgehalten. D er Mensch näm
lich ist fü r den dialektischen 
Materialismus nur eine beson
dere Form  der M aterie; im V er
lauf eines unendlichen Prozes
ses hat sie sich nur höher ent
w ickelt als das T ie r  und höher 
organisiert als der leblose 
Stoff. Solchem Denken fä llt  die 
Drohung m it der Vernichtung 
leicht.

Aus dem amerikanischen 
Alleinbesitz der Atombombe 
wurde dann, nachdem den So
w jets durch Spionage, Zwangs
einsatz deutscher Atom forscher 
und eigene A rbeit die Ent
schleierung des großen Ge
heimnisses gelungen war, a ll
mählich das atomare Gleichge
wicht. W ashington und M os
kau stehen sich heute als die 
beiden Atom giganten der W elt 
gegenüber. Beide Mächte w is
sen um die selbstmörderisch- 
tödliche W irkung der von ihnen 
entwickelten W affen. Sie leben 
in der Furcht und der Wach
samkeit voreinander, und darin 
liegt heute paradoxerweise die 
größte Sicherung des W e lt
friedens.

Die Göttinger Erklärung
Das ist dennoch so beunruhi

gend w ie nur denkbar. A lle 
Völker sind von der atomaren 
Gefahr bewegt, die bei einem 
Versagen der P o litik  über Nacht 
eine furchtbare W irklichkeit 
werden kann. W ie  sollen sie 
sich zwischen den beiden G i

ganten verhalten, was sollen 
sie tun? D ie Antworten auf 
diese F rage fa llen  verschieden 
aus. England, das bereits einer 
exemplarisch vorgebrachten so
wjetischen Atomdrohung aus
gesetzt war, ist seit langem 
bemüht, eine atomare B iistung 
selbständig aufzubauen. Andere 
europäische Länder, unter ihnen 
die Bundesrepublik, haben noch 
nicht das geringste zur Schaf
fung einer selbständigen ato
maren Ausrüstung unternom
men, sondern stehen aus
schließlich unter dem atomaren 
Schutz der verbündeten USA. 
Da:s P rob lem  tritt an sie zu
nächst m it der F rage heran, ob 
im  Zuge der strategischen und 
waffentechnischen Entwicklung 
die gemeinsamen Verteid igungs
streitkrä fte mit taktischen 
Atom waffen ausgerüstet werden 
sollen, die —  außerhalb eigener 
Produktion —  von den USA zur 
Verfügung gestellt werden.

An  dieser Frage hat ein gro
ßer deutscher Streit eingesetzt, 
dessen letzte, sehr bemerkens
w erte Station durch die Göt
tinger Erklärung der deutschen 
Atom forscher gekennzeichnet ist. 
D ieses Dokument hat zweifellos 
das Verdienst, aus dem Wissen 
der gelehrten Forschung die 
furchtbare Gefahr zu verdeut
lichen, die in noch wachsendem 
Maße die Menschheit bedroht. 
Das kann dazu beitragen, die 
K rä fte  zu mehren und zu stär
ken, die bereit sind, diese 
W e ltp o litik  zu bannen. Der 
Mangel der Göttinger Erk lä
rung liegt darin, daß die so
w jetischen Atomwissenschaftler 
nicht das gleiche Bekenntnis 
abiegen, — das Bekenntnis 
nämlich, daß sie sich an der 
Herstellung, der Erprobung 
oder dem Einsatz von Atom 
waffen in keiner W eise beteili
gen wollen. Sie sind — w ie der 
materialistisch genormte So
wjetmensch überhaupt, der den 
kommunistischen Staat be
herrscht —  anscheinend nicht in 
gleichem Maße von der Gefahr 
beeindruckt. Sicher aber ist es, 
daß ihnen unter der H err
schaft des Krem ls der Mut und 
sogar die Möglichkeit fehlen, 
ein solches Bekenntnis über
haupt abzulegen. D ie deutschen 
Gelehrten, die in a ller Öffent
lichkeit ihr Nein zu einer deut
schen Herstellung von Atom 
waffen aussprechen konnten, 
haben also guten Grund, sich 
zu der Freiheit zu bekennen,

„w ie sie heute die westliche 
W elt gegen den Kommunismus 
vertr itt". Sie sollten dann aber 
nicht die Tatsache gering 
schätzen, daß w ir  die Bewah
rung dieser F reiheit wahr
scheinlich der Atom waffe ver
danken. Sie übersehen das auch 
keineswegs, da sie feststellen, 
„daß die gegenseitige Angst 
vor den Wasserstoffbomben 
heute einen wesentlichen B ei
trag  zur Erhaltung des F r ie 
dens in der ganzen W e lt und 
der Freiheit in einem Te ile  der 
W e lt  leistet". Das ist das P os i
tive, das die große Gefahr für 
uns a lle zunächst einschließt.

Tatsachen und Folgerungen 
Nun kann gew iß das heute 

bestehende Gleichgewicht zw i
schen der positiven W irkung 
und der Gefahr der Atomwaffe 
gestört werden. D ie Göttinger 
Gelehrten sagen es, daß sie 
diese Art, den Frieden und die 
Freiheit zu sichern, auf die 
Daper fü r unzuverlässig halten, 
daß aber die Gefahr im Falle 
des Versagens tödlich sei. M it 
diesem Gedanken, der an eine 
zwar ferne aber doch reale 
M öglichkeit rührt, begeben sie 
sich aus der Zone der physika
lischen Forschung auf das Ge
biet der Po litik , auf dem sie 
nicht zuständig sind. Sie emp

feh len  nämlich, daß ein kleines 
Land w ie die Bundesrepublik 
„sich heute noch am besten 
schützt und den W eltfrieden 
noch am ehesten fördert,Vwenn 
es ausdrücklich und fre iw illig  
auf den Besitz von Atomwaffen 
jeder A rt verzichtet“ . Das ist 
der äußerst fragw ürdige S treit
punkt der Auseinandersetzung.

über die Tatsachen ist man 
sich ein ig: über die weltwep 
Vernichtungskraft der Aton 
waffe und auch über die N ot
wendigkeit ihres m it allen 
Sicherungen anzustrebenden 
Verbotes, das jedoch ohne A b 
rüstung auch der konventionel
len W affen kaum erreichbar ist. 
N ur über die Folgerungen, die 
aus der heute noch bestehenden 
Situation unmittelbar zu ziehen 
sind, gehen die Meinungen aus
einander. D ie einen — mit den 
Göttinger Gelehrten auch die 
Opposition — fordern den tota
len Verzicht auf Anwendung. 
Lagerung und Herstellung von 
Atomwaffen in der Bundesrepu
blik, also das atomare Vakuum 
in Deutschland und möglichst



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen
der. aber mit Angabe der Num
mer der 'Ausgabe, auf die Sie 
s ich ' beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. R e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

Manfred-v.-Riehthoien-Str. 2, I I

Falls Sie den kleinen TA G  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rief
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe.

U S A  schlagen v o r:

Produktionsstop für Atomwaffen
Spaltbares Material nur noch für friedliche Zwecke

London (A P/D PA ). D ie  USA haben ihren Verhandlungspart
nern auf der UN-Abrüstungskonferenz vorgeschlagen, nach dem
1. A pril 1958 keine Atom waffen mehr herzustellen. Von diesem 
Tage an soll die gesamte Produktion spaltbaren Materials nur 
noch fü r friedliche Zwecke verwendet werden. D ie V erw irk 
lichung dieses Planes setzt allerdings voraus, daß bis dahin 
ein einwandfrei funktionierendes Überwachungssystem existiert. 
D er sowjetische Delegationsleiter, Sorin, erklärte, er werde 
den Vorschlag prüfen und sich später darüber äußern.

Der amerikanische P lan  wurde 
von dem Sonderberater P räs i
dent Eisenhowers, Harold Stas- 
sen, unterbreitet. E r  regte an, 
daß Fachleute am 1. September 
m it den Beratungen über ein 
w irkungsvolles Inspektionssy
stem beginnen. Es müsse sicher
gestellt werden, daß die Länder 
die Ausgangsstoffe fü r A tom 
spaltungsvorgänge nur noch für 
friedliche Zwecke verwendeten.

Der Stassen-Plan sieht keine 
so fortige E instellung der V er
suchsexplosionen atomarer

Schlag gegen KP-Tariigriippen
Büros kommunistischer Organisationen geschlossen

Düsseldorf (D PA ). Die Po lize i 
im gesamten Bundesgebiet hat 
in der vergangenen Woche 
schlagartig eine neue Aktion 
gegen kommunistische Tarn- 
organisationen durchgeführt. In  
zahlreichen Ländern wurden die 
Büros und Geschäftsstellen des 
„Demokratischen Frauenbundes 
Deutschlands“ und des „Gesamt
deutschen Arbeitskreises für 
Land- und Forstw irtschaft“ 
durchsucht und geschlossen. 
Auch in Wohnungen der leiten
den Funktionäre dieser Orga
nisationen wurden Haussuchun
gen durchgeführt. Personen 
wurden bisher jedoch nicht ver
haftet. Ob Strafverfahren ein
geleitet werden, hängt von der 
Prü fung des beschlagnahmten 
Materials ab, die noch im 
Gange ist.

W ie  das Innenministerium 
von Nordrhein-W estfalen m it
teilt, wurden beide Organisa
tionen von Ostberlin aus ge
steuert. Sie seien auf Veranlas
sung der SED /KPD zum Teil 
durch leitende. Funktionäre ge
gründet worden. Der „Frauen
bund“ sollte die Bevölkerung, 
insbesondere die Frauen, im 
Sinne der SED beeinflussen, 
während die andere Organisa-

Kam pfm ittel vor. E r läßt auch 
die M öglichkeit der w eiteren 
Herstellung von W affen aus den 
bereits vorhandenen Beständen 
an spaltbarem M aterial offen, 
ist also au f den allmählichen 
Übergang zur Atom-Abrüstung 
abgestellt. A u f ein uneinge
schränktes Atomwaffenverbot 
haben die USA verzichtet, w eil 
dies nach ihrer Ansicht im Ge
gensatz zu einem Abkommen 
über die Verwendung spalt
baren M aterials nicht wirksam  
zu überwachen ist.

Aus Kreisen des U N  - A b 
rüstungsausschusses verlautete, 
ein Überwachungssystem könne 
die Entsendung von Inspektoren 
in die W erke vorsehen, die 
spaltbares M aterial hersteilen. 
Es sei nahezu ausgeschlossen, 
daß derartiges M aterial herge
stellt werden könne, ohne das 
die Inspektoren etwas davon 
bemerkten.

tion besonders unter der bäuer
lichen Bevölkerung agitierte.
„Frauenbund“ und „A rbeits
kreis“ hätten zum Ziel gehabt, 
die Verfassung zu untergraben 
und die staatliche Ordnung zu 
beseitigen.

Hammarskjöld darf nach Ungarn
Einladung der Kadarregierung 

New  York (AP/D PA). D ie Ka- 
dar-Regierung hat UN-General- 
sekretär Hammarskjöld einge
laden, „zu jedem  ihm passen
den Zeitpunkt“ Budapest zu be
suchen.

Die U N  - Vollversammlung 
hatte Ungarn bereits im N o 
vember, kurz nach der N ieder
schlagung der Revolution durch 
die sowjetischen Truppen, er
sucht, Hammarskjöld die E in
reise zu gestatten. Das Kadar- 
Regim e lehnte jedoch ab

ren Zuchthaus. Nach Angaben 
der „Märkischen Volksstimme“ 
(SED) hat der Verurteilte sechs 
Kinder.

W egen „S p ion age" verurteilt
Berlin (Eigenmeldung). W e

gen angeblicher M ilitärspionage 
für den britischen Geheimdienst 
verurteilte das Bezirksgericht 
Potsdam den 43 Jahre alten 
Eisenbahn-Zugführer Helmuth
H. aus Jüterbog zu sieben Jah-

„Stalinisten“ kommen wieder
Budapest (AP/D PA). D ie un

garische Regierung hat vier 
neue stellvertretende Kultus
minister ernannt d ie ’ sämtlich 
als „Stalinisten“ bekannt sind. 
Zu ihnen gehören zwei treue 
Anhänger des früheren Pa rte i
chefs Rakosi, der selbst bei 
Ausbruch der Revolution im 
vergangenen Jahr nach der So
wjetunion flüchten mußte. Kom 
munistische ungarische Zeitun
gen hatten sich in letzter Zeit 
über „zu liberale“ und „rev isio
nistische“ Tendenzen im K u l
tusministerium beklagt.



Freiheit für Fiade!
B erlin  (E igenm eldung). D ie unmenschliche Behandlung des 

todkranken Dresdener Oberschülers Hermann Josef F lade 
durch die Behörden der Sowjetzone hat in W estberlin  und der 
gesamten Bundesrepublik t ie fe  Verb itterung ausgelöst. D er 
Präsident des Berliner Abgeordnetenhauses, Brandt, und P a r
laments-Vizepräsident Endres haben den Bundestagspräsidenten 
Gerstenmaier telegrafisch ersucht, sich fü r die Freilassung 
F lades einzusetzen, der 1950 zum Tode verurteilt und auf den 
einmütigen Protest der W eltöffentlichkeit hin später zu 
15 Jahren Zuchthaus begnad igt worden ist.

Gleichlautende Telegram m e 
wurden auch an die Menschen
rechts-Kommission der Verein 
ten Nationen in  N ew  York , an 
die Deutsche L ig a  fü r M en
schenrechte, an das Kuratorium  
Unteilbares Deutschland und an 
die gegen w ärtig  in Saarbrücken 
tagenden Landtagspräsidenten 
der Bundesländer gerichtet.

D er Am tierende Regierende 
B ü rgerm eis ter  Amrehn erklärte, 
auch in  der Sow jetzone könne 
w oh l niemand daran glauben, 
daß ein schwer tbc-kranker 
Mensch, dessen Leben  nur noch 
durch die Freilassung gerettet 
w erden könne, eine „Gefahr fü r 
das System “ darstelle.

D ie neue In itia tive  fü r die 
Fre ilassung  Flades wurde aus
gelöst durch die Berichte von 
M ithäftlingen. Sie erklärten, 
F lade w erde kaum ein w eiteres 
Jahr der H a ft  überstehen kön
nen. In  \der Bundesrepublik 
herrsche besondere Em pörung

Moskau (D P A ). D er sow je
tische Parte ichef Chrustschow 
hat angekündigt, daß nach 1858 
in der Sowjetunion keine Staats
anleihen mehr au fgelegt werden 
sollen. D ies sei jedoch nur 
möglich, wenn gleichzeitig  die 
T ilgu n g  und Zinszahlung für 
alte Anleihen ausgesetzt w er
den könnte. Chrustschow bezif
ferte die Gesamtsumme der so
w jetischen Staatsanleihen auf 
260 Mrd. Rubel.

D ie Ankündigung Chrus- 
tschows gehört nach Ansicht 
w irtschaftspolitischer Beobach
ter zu dem Plan fü r eine 
grundsätzliche W irtschafts
reform  in  der Sowjetunion. In  
der bisher zentral gelenkten so
w jetischen Volksw irtschaft

darüber, daß auch die Begna
digung des wregen  Vorbereitung 
zum Hochverrat zu Zuchthaus 
verurteilten  FD J-Führers An
gen fort durch den Bundespräsi
denten noch zu keiner Reaktion 
der Pankower Behörden geführt 
hat. Dabei w ird  die Vermutung 
ausgesprochen, daß die So
wjetzonenbehörden sich wegen 
des beklagenswerten Gesund
heitszustandes von  F lad e o ffen 
bar füchteten, ihn aus dem 
Zuchthaus zu entlassen und da
durch der Öffentlichkeit E in 
blick in die Behandlung von 
H ä ftlin gen  zu geben,

Berlin  (E igenm eldung). V or 
dem Ausschuß fü r Gesamtber
liner F ragen  des Abgeordneten
hauses hat Bürgerm eister Am 
rehn m itgete ilt, das vom  Senat

zeichneten zur Finanzierung von 
Investitionen über 90 Prozent 
a ller Lohnem pfänger jährlich 
nahezu ein gesamtes Brutto- 
Monatsgehalt für Staatsanleihen. 
D iese Anleihen waren soge
nannte Prämienanleihen, die 
innerhalb von 20 Jahren durch 
jährlich zweim alige Auslosun
gen getilg t wrerden sollten. D ie 
Staatsanleihen waren eine stän
dige Einnahmequelle fü r den 
Haushalt und galten als w ill
kommenes M ittel zur Abschöp
fung der Kau fkra ft. Bisher 
wurde keine dieser Anleihen 
vollkommen getilgt. D ie  vor 
dem K riege  gezeichneten An
teile verfie len  durch die W äh
rungsreform  von 1947, als der 
Rubel auf ein Zehntel abgew er
tet wurde.

K ein  K irchentag
Berlin (A P ) .  Bas V or

haben, den achten ervange- 
lisehen K irchentag im  Som
m er dieses Jahres in Thü
ringen zu veranstalten, ist 
an den von der Sowjet- 
zonen-Regierung gestellten 
Bedingungen gescheitert.

Kirehentagspräsident R ei
nold von Thadden-Trieglaff 
gab bekannt, daß die A b 
haltung des großen Laien
treffens in Thüringen „für 
dieses Jahr unmöglich ge 
worden“ ist.

D er Kirchentagspräsident 
erklärte, dem Präsidium 
seien nach monatelangen 
Versuchen, m it der Sowjet- 
zonen-Regierung über den 
K irchentag zu verhandeln, 
Bedingungen auferlegt ■wor
den, von denen einige zur 
Politisierung des K irchen
tages geführt hätten.

geplante Kulturprogram m  für 
Besucher aus dem sowjetisch 
besetzten Gebiet sei so gut w ie 
gesichert. A llerd ings beständen 
bei der F rage  der K inos noch 
Schwierigkeiten. Sogar ein M in
destprogramm würde h ier etwa 
fü n f M illionen D -M ark erfor
dern. Im  letzten Jahr seien von 
den W estberliner F ilm theatern 
sechs M illionen Eintrittskarten 
fü r Ostbesucher zum halben 
W estm arkpreis und dazu noch 
4.5 M ill. Karten  in den Grenz 
kinos abgegeben worden

Moskau protestiert in  USA
W ashington (A P ). Gegen an

gebliche „D iskrim in ierungen“ 
bei der A b fertigu ng  sow jeti
scher Schiffe im  Panamakanal 
hat die Sowjetunion bei den 
U SA protestiert. D ie  N ote  be
zieht sich vor allem auf eine 
„langfristige  Besichtigung“ eines 
sowjetischen Motorschiffes am
2. Januar. Dieses Vorgehen sei 
eine „flagrante Verletzung des 
Prinzips der vö lligen  Gleichbe
rechtigung bei der’ Benutzung 
von Schiffahrtswregen von inter
nationaler Bedeutung“ , heißt es 
in der sowjetischen Beschwerde.

Keine Staatsanleihen mehr in UdSSR
Aber auch keine Tilgung der alten Beträge,

Kulturprogramm für Ostberlin
Sechs M illionen Eintrittskarten im Jahr 1956



So sind sie w irklieht

Atombomben für den Frieden . . .
Die politische und m ilitärische 

Entwicklung unserer Gesell
schaft hat die an der Atom 
forschung beteiligten W issen
schaftler in  menschliche und 
ethische K on flik te  gestürzt. 
Und es ist schwer, an gew isse 
Einsichten bei denen zu appel
lieren, die das Entsetzen, das 
mögliche Entsetzen, in  seinem 
ganzen U m fang kennen.

D ie deutschen Atom forscher 
standen zweim al vor diesem 
Kon flik t. Einmal, als sie ent- 
w  * fü r H itle r  oder gegen  
ih* ¿genes Volk  die Atombombe 
konstruieren sollten. Das zw eite 
M al —• als die F rage  auf tauchte, 
ob die Bundesrepublik bei ihrer 
Verteid igu ng auf die Atom waffe 
verzichten solle oder n ic h t . . .

Eine Gruppe deutscher W is 
senschaftler und Ingenieure 
wurde dieser F rage  enthoben. 
Sie saß in Peenemünde und in 
den Forschungsiaboratorien des 
Berliner Kaiser-W ilhelm -Insti- 
tutes, um der Kernspaltung auf 
die letzte Spur zu kommen, 
ohne daß man sie von Seiten 
der N S-Regierung sonderlich 
ernst zu nehmen gedachte. A ls 
die Sow jets zur E lbe vorstie
ßen, wurden sie von weitaus 
rea ler denkenden Spezialeinhei
ten der „Roten  A rm ee“ als 
Kriegsbeute eingebracht. Noch 
ehe die Sow jets an den Gren
zen des einstigen Deutschen 
Reiches erschienen, standen die 
Namen deutscher Atom forscher 
säuberlich in den Fahndungs
listen dieser Sonderkommandos 
registriert. E iner davon lau
te* “ • Baron M anfred von A r- 
d i .  . .

D er heute 50jährige Chef des 
sowjetzonalen Atomzentrums 
w ar eigentlich Fernseh-Physi- 
ker, ehe er sich den Problem en 
der Kernspaltung verschrieb. 
A ls 19jähriger Assistent ent
w ickelte er einen fü r das elek
tronische Fernsehen bahnbre
chenden Breitbandverstärker, 
drei Jahre später gab er der 
W issenschaft die Braunsche 
Röhre m it Lichtsteuerelektrode. 
1930 gehörte er zu Deutsch
lands Fernsehpionieren, m it 23 
Jahren.

D ie Forschungsmöglichkeiten, 
die ihm die Nazis boten, lenk
ten ihn bald auf das Gebiet der 
Elektronen- und Ionen-Physik.

MÄHFREDy . ä RDENHE

W arnungen überhörte er : „Fü r 
mich ist P o litik  ein F rem d
wort, ich diene der reinen W is 
senschaft . . 1940 entwickelte
er ein Universal-E lektronen- 
mikroskop, im  Ausland reg i
strierte man m it Besorgnis 
seine Vorstöße in das H e ilig 
tum der noch, nicht gebänd ig
ten A tom energie . . .

W ie  w eit Baron Manfred von 
Ardenne 1945 war, darüber g ib t 
es strittige  Berichte. Fest steht, 
daß er die nächsten zehn Jahre 
ein As der sowjetischen K ern 
forschung wurde. Gemeinsam 
m it sowjetischen Experten kon
struierte er nach dem Bomben
abw urf von H iroshima sow je
tische Geheimwaffen, jahrelang 
durfte .sein Nam e nicht ge-v 
nannt werden. Ardenne. gehörte 
zu jener Gruppe deutscher 
Atom - und Raketenforscher, 
die den Sowjets den Anschluß 
an die westliche Forschung er
leichterte. Später, als A tom 
spionage und die Flucht eines 
Pontecorvo den : Russen zu 

.H ilfe  kamen, traten die Arden- 
. nes in den Ruhestand. Man 
machte sie m it der friedlichen 
Nutzung der Atom energie ver
traut, m it der Maßgabe, nach 
Repatriierung fü r die kommu
nistischen Regierungen der 
Volksdemokratien zu w irken.

1955 kehrte Baron von A r
denne m it seiner Fam ilie in die 
Sowjetzone zurück. D ie Ost
regierung übertrug ihm die 
Leitu ng des heute seinen N a

men tragenden Forschungszen
trums in Dresden. Ardenne 
w urde M itg lied  des „W issen
schaftlichen Rates fü r die 
friedliche Anwendung der A tom 
energ ie“ beim  sowjetzonalen 
M in isterrat. Zu dem Stalinpreis 
von 1953, der ihn über Nacht 
berühmt "werden ließ, traten 
die immer zahlreicheren Ehrun
gen  der Parte i und Regierung. 
Heute ist Baron Manfred von 
Ardenne einer der reichsten, 
wenn nicht der reichste Mann 
der DDR. E r residiert in  einer 
Luxusvilla , die das Präsiden
tenschloß in Niederschönhausen 
in den Schatten stellt. Sein 
Einkommen ist nicht mehr zu 
übersehen. D ie SED hat auf 
diesen Mann a lle Hoffnungen 
fü r eine Lösung ihres prekären 
Energieproblem s gesetzt. Man 
verspricht sich W under vom 
„roten Baron“ , w ie  sie ihn zu
w eilen  spöttisch nennen. „A tom 
kra ftw erte von Rostock bis E r
fu rt“ —• der Traum  sowjetzona
ler Plankommissare. Ardenne 
soll ihn realisieren.

Mancher, der Gelegenheit 
hatte, Ardenne in seiner neuen 
Residenz zu besuchen, w ider
leg t die Spekulation um diesen 
Mann, wonach sich dieser eines 
Tages von den Kommunisten 
lösen könnte. Unberechenbare 
Faktoren w ie die menschliche 
E itelkeit und echter Forscher
drang, der nur die M ittel sieht, 
die ihn w eiterbringen , nicht ihr 
Ziel, spielen bei M anfred von 
Ardenne mit. D ie SED hat sich 
ganz auf -diesen Mann einge
stellt. N iemand richtet po li
tische Forderungen an ihn, 
seine Freiheiten  sind fü r so
w jetzonale Verhältnisse ver
blüffend. Seine Tochter ge
nießt noch im Blauhemd der 
FD  J die Anrede „Baronesse“  . .  .

Manfred von Ardenne ist 
nicht gegen die Atombombe, 
nur — es müssen friedliche 
Atombomben sein. W ie die be
schaffen -sind, geht jedoch über 
den Rahmen seiner kernphysi
kalischen Erkenntnis hinaus. 
A ber die Tatsache, daß man in 
solchen D isziplinen denken 
kann, enthebt ihn der Gewis
sensfrage, m it der im anderen 
T e il Deutschlands seine K o lle - 
gen die öffentliche Meinung 
bew egen . , „



Hintergründe der Grenzschikanen
Notenbank drobt Repressalien an

Seit nunmehr drei Wochen führen Ostberliner Tolizeiorsrane 
nnd die Kontrollposten an den Zonengrenzen ihre schikanösen 
Zwangsmaßnahmen gegen Ost- nnd Westbewohner durch. D ie 
Zeitungen erklären dazu, es handele sieh um Kontrollen  gegen 
W estberliner Währungsspekulanten und gegen die zunehmende 
Ausfuhr von DM  Ost in das westliche W ährungsgebiet. Da die 
Kontrollen jedoch vö llig  w illkürlichen Charakter tragen, haben 
sie eine starke Beunruhigung in den allgemeinen Ost-West- 
Verkehr gebracht. Dazu kommt, daß weder die Volkspolizei 
noch das „Am t zur Kontro lle des Warenverkehrs“  Verhaltungs
maßregeln oder Kichtlinien herausgeben, die den Betroffenen 
Strafbarkeit ihrer Handlungen erklären.

sorgen, w ird  diese angesichts 
der bestehenden Situation stets 
einen T e il ihres Geldes nach 
W estberlin  tragen. Das läßt 
sich nicht durch Kontrollen und 
Schikanen an den Sektorengren
zen verhindern, sondern einzig 
und allein durch eine geregelte 
und ausreichende Versorgung 
der Zonenbevölkerung.

W as w ill ctie SED?
Da die Wechselstuben, die 

aus dieser Situation heraus ent
standen sind, fü r die Sow jet
zonenorgane unerreichbar b le i
ben, konzentrieren diese ihren 
vö llig  deplacierten Gegenschlag 
auf jene W estberliner Kaufleute 
und Händler, die in  ihren Ge
schäften Ostgeld direkt in Zah
lung nehmen. Diesen aber kann

Hierzu  erreicht uns aus Ost
berlin ein Bericht, der einiges 
L ich t in  die H intergründe die
ser A ffäre bringt. Danach sind 
die jetz igen  Schikanen Te il 
einer größeren Aktion, m it der 
die SED und die „Deutsche N o 
tenbank“ der Sowjetzone den 
B eitritt der Bundesrepublik zum 
Gemeinsamen europäischen
Markt und die B ildung einer 
westeuropäischen Zollunion be
antworten wollen.

Is t die Ostmark bedroht?
Die sowjetzonale Notenbank 

beruft sich dabei auf einen 
ihrer Kontrolle entzogenen Be
trag von 6 bis 7 M illionen DM- 
Ost, der sich angeblich in den 
Händen ein iger weniger W est
berliner Privatleute befinden 
soll und die Grundlage für 
einen „ausgedehnten Schwarz
handel“ bildet. Durch den V er
kauf von W estware gegen Ost- 
geid werde diese Summe kon
stant erhalten und stütze durch 
ihr Vorhandensein gleichzeitig 
das W ährungsgefälle 1 : 4.

A u f einer informatorischen 
Besprechung zwischen Vertre
tern des Ostmagistrats und 
Funktionären der Notenbank 
wurde diese Erklärung unter
breitet. Sie ist so absurd, daß 
man sie kaum zu w iderlegen 
wagt. Selbst wenn sich eine 
derartige Summe in der Hand 
privater W estberliner Ge
schäftsleute befände, könnte sie 
niemals den M illiarden-Umlauf 
der Ostmark gefährden. Und 
was das W ährungsgefälle — 
also den Wechselkurs — be
trifft, so w ird  dieser seit jeher 
von Angebot und Nachfrage be
stimmt. Wenn die HO und der 
Konsum nicht in der Lage  sind, 
die Ostberliner uijd die Sow jet
zonenbevölkerung in angemes
sener W eise mit Nahrungsm it
teln und Konsumgütern zu ver-

SSD, herhören!
Der kleine TAG . w ird ver- 

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Tost überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder hei seiner D ierc'*- 
stelle abgeben. tJbri. 
wird er auch dort gt^n 
gelesen.
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eine „Ostgeld - H ortung“ zu 
a llerletzt vorgew orfen  werden: 
Kein  Geschäftsmann könnte sich 
finanziell derartiges leisten I 
Was also w ill die SED er
reichen ?

Eine doppelte Moral
Sie .will, w ie sie inzwischen 

erklärte, verhindern, daß künf
t ig  w eiter größere Ostgeldbe
träge nach W estberlin  und in 
die Bundesrepublik abwandern. 
D er Ost-Einkäufer soll dafür 
als „Währungsspekulant“  be
straft, der W est - Abnehmer 
durch Abschreckungsmaßnah
men derart eingeschüchtert w er
den, daß er auf die Annahme 
von Ostgeld verzichtet. Gleich
ze itig  soll dadurch der be
stehende Wechselskurs zugun
sten der Ostmark verbessert 
werden. W ie  das geschehen soll, 
b leibt zu ergründen der SED 
Vorbehalten . . .

D ie doppelte Moral der gan
zen Angelegenheit ergibt sich 
aus einem anderen, recht laut
losen Schachzug der sowjetzo
nalen Notenbank. Danach w ill 
diese auf Sicht eigene, vom 
Ostmagistrat stillschweigend 
sanktionierte Wechselstuben ein

richten, deren Kursrelation für 
W estberliner zwar ungünstiger 
ist, deren Umtauschbescheini
gung jedoch zu beschränkten 
Einkäufen in Ostberlin berech
tigt. Es handelt sich dabei um 
eine ähnlich halblegale Maß
nahme w ie die Einrichtung der 
sogenannten „Sektoreng z- 
läden“ fü r Westbewohner. j f  
diese A rt möchte die SED das 
gezwungenermaßen nach W est
berlin fließende Ostgeld zurück
holen, ohne die logischen w irt
schaftlichen Ursachen dafür be
seitigen zu wollen.

Bis ihr dies gelingt, kühlt sie 
ihr Mütchen an denen, die die 
geringste Schuld an den V er
hältnissen tragen. An dem Ost
bewohner, der vom Westeinkauf 
abhängig ist, und an jenem 
W estberliner Kaufmann, der 
seine W are an den Nachbarn 
jenseits der Sektorengrenze ver
kauft - , .



„Ich kann mir nichi helfen, ich lese 
tatsächlich Bapallol" „Liebespfeile"

Her deutsche Atomstreit
Fortsetzung- von Seite %

auch in Europa. D ie anderen 
dagegen treten fü r die modern
ste waffentechnische A usstat-, 
t der deutschen und europä- 
isv>~cii Verteid igungskräfte ein. 
Die Argum ente beider Gruppen 
gehen ins Unberechenbare. Es 
gibt zwischen ihnen keinen 
Richter, der m it unfehlbarer 
W eisheit die Wahrheit fest
stellen könnte.
Warnung Spaaks 

Der belgische Außenminister 
Spaak jedenfalls, der besonnene 
Staatsmann eines der kleineren 
europäischen Länder, hat sich 
dieser Tage im belgischen 
Senat nach gew issenhafter P rü 
fung lebhaft fü r die Einführung 
taktischer Atomwaffen ausge
sprochen. E r würde sich w e i
gern, sagte er, von seinen M it
bürgern zu fordern, sie sollten 
auf moderne W affen verzichten,

solange er nicht sicher sei, daß 
ein eventueller Gegner sie nicht 
verwende. Man könne ihnen 
auch nicht gut anraten, nur m it 
Maschinengewehren und dem 
belgischen Gewehr, so vo llkom 
men es auch sein möge, zu 
kämpfen, während der Gegner 
sich der Atomwaffen bedienen 
würde.

D ie axidei'e Gefahr 

H inter der Äußerung Spaaks, 
die w ir  b illigen, w eil sie den 
Forderungen einer heute leider 
noch bestehenden W irklichkeit 
entspricht, stehen sicher auch 
die Erfahrung und die Sorge, 
daß man den Menschen und die 
Menschheit noch anders ver
nichten kann als m it Atombom
ben. Man kann tatsächlich dem 
Menschen, der in  christlicher 
Sicht eine Schöpfung und ein 
Ebenbild Gottes ist, m it Ge
walt das Fvecht und die Fäh ig 

keit nehmen, fre i und selbst
verantwortlich zu glauben, zu 
denken, zu unterscheiden, zu 
fühlen, zu sprechen und zu 
handeln. Man kann in  ihm alles 
Menschliche und das heißt alles 
Geistige und Seelische normen, 
aus dem lebendigen Menschen 
mechanische Roboter und sogar 
aus dem alten ehrwürdigen 
Europa einen Termitenstaat der 
Nichtmenschlichkeit machen. 
Von den apokalyptischen M ög
lichkeiten einer • K raterland
schaft der geistigen Zerstörung 
des Menschlichen sind w ir, - da 
w ir  keine Anhänger des dialek
tischen Materialismus sind, 
nicht w en iger erschüttert als 
von den furchtbaren M öglich
keiten eines Atom krieges. Es 
ist unsere Aufgabe, sowohl die 
eine w ie  die andere menschliche 
Katastrophe zu verhindern. Das 
heißt aber, daß w ir  ausreichend 
stark gegenüber denen sein 
müssen, die den Menschen ver
achten.



BILDES DEK WOCHE. Oben: David K. Bruce, der neue Botschafter der USA in der 

Bundesrepublik, bei seiner Ankunft auf dem Frankfurter Flughafen. Links: Mrs. Bruce. 

*— Tinten: Zum Tode verurteilt wurden diese drei Teilnehmer am ungarischen Volks
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